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® Vorspann

Die aktualisierte vergleichende Gegenuberstellung der
Hartefallkommissionen (HFK) der einzelnen Bundeslander
beriicksichtigt Anderungen bei den Kommissionen bzw. in
deren Geschaftsordnungen etc. sowie die fortgeschriebene
Statistik der Tatigkeitsberichte zuzliglich ahnlicher Infor-
mationen.

BEFRISTUNG 31.12.2009

Laut Art.15 Abs.4 ZuwG sollte § 23a AufenthG sowie die
darauf basierenden Verordnungen zum 31.12.2009 auBer
Kraft treten. Das ArbeitsmigrationsteuerungsG vom
20.12.2008 hob diese Befristung ersatzlos auf. Daraufhin
haben etliche HFK per Verordnungs-Anderung ebenfalls die
Befristung ersatzlos aufgehoben; die HFK Bremen und NRW
verlangerten die Befristung bis 31.12.2014. Hinsichtlich
einiger HFK liegen zwar keine diesbeziglichen Informatio-
nen vor - jedoch arbeiten samtliche HFK weiter.

STATISTIK DER TATIGKEITSBERICHTE:

Grundlage hierfiir bilden die Uber Internet abrufbaren
Tatigkeitsberichte bzw. direkt von der HFK erfragten An-
gaben bis 31.12.2009.

Die Kumulation der Jahre 2005 - 2009 ermoglicht eine
statistisch reprasentativere Auswertung der Entwicklung
von Anerkennungsquoten bzw. Stattgaben durch die In-
nenbehorden.

Jedoch ermoglicht auch diese Darstellung nach wie vor nur
eingeschrankt eine vergleichende Auswertung, da die
Tatigkeitsberichte und Mitteilungen der HFK selbst noch
immer nicht homogen in Art und Umfang der gelieferten
Angaben sind.

ANALYSEN DER STATISTIKEN

Ab S.14 finden sich Analysen der statistischen Zahlen im
Vergleich der Bundeslander untereinander.

Ein ricklaufiger Trend der Eingaben als Auswirkung der
Bleiberechtsregelung lieB sich nicht mehr in allen Bundes-
landern beobachten. NRW (ca. 2.660 Falle) und Baden-
Wirttemberg (ca. 1.600 Falle) sowie Berlin verzeichnen
nach wie vor die hochsten Eingabequoten. Eingabequoten
unter 100 fur den Zeitraum 2005-2009 weisen Bremen und
Mecklenburg-Vorpommern auf.

Die Differenz zwischen Eingaben und Beratungen ist wie-
derum u.a. darin begriindet, dass z.B. Aufenthaltstitel
nach anderen Vorschriften erteilt werden konnten oder
Eingaben zuriickgezogen wurden.

Die hochste Quote an positiven Hartefallersuchen, bezo-
gen auf die in einer HFK beratenen Falle, verzeichnet

nach wie vor Bremen mit 100 % - gefolgt von Bayern
(knapp uber 90%) und Berlin (knapp unter 90 %).
Hinsichtlich der Nichtstattgaben durch die Innenbehorden
verzeichnet unverandert Berlin mit knapp 37 % die hochste
Quote; gefolgt von Mecklenburg-Vorpommern (30,77 %)
und Sachsen (28,13 %).

Die Innenbehorden der Lander Bayern, Bremen, Hamburg;
Rheinland-Pfalz gaben den Ersuchen unverandert durch-
gangig zu 100 % statt. Jedoch erzielten auch die Lander
Brandenburg, NRW, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein
nun auch schon in Folge diese Quote. In 2009 haben insge-
samt Innenbehorden von 10 Bundeslandern zu 100% statt-
gegeben (2008+2007: 8 BL; 2005/06: 3 BL).

AE NACH § 23a AUFENTHG GESAMT

Bei Auswertung der Angaben zu Personen, soweit verfiig-
bar, und deren Hochrechnung auf alle HFK, missten seit
Bestehen der HFK nach § 23a AufenthG etwa 6.480 Perso-
nen bis zum 31.12.2009 von der Hartefallregelung profi-
tiert und ein Aufenthaltsrecht erhalten haben. Die Bundes-
regierung veroffentlichte fur diesen Zeitraum eine wiede-
rum wesentlich geringere Zahl ! Hierzu wird insbesondere
auf S.17 verwiesen. Wiederum interessant ist auch der
Vergleich der Aufnahmequote in Bezug auf Bevolkerungs-
dichte und Konigssteiner Schlissel (s. ebenso 5.17).

ENTSCHEIDUNGSKRITERIEN:

Die meisten Bundeslander haben offiziell weder einen
"Punktekatalog” noch eine "Checkliste”, nach welchen sich
die geforderte personliche Harte feststellen lieRe. Einige
Tatigkeitsberichte fiihren Beispielsfalle fur Erteilung oder
Versagung an. NRW hat ,Entscheidungsgrundsatze“ um-
schrieben, in denen etwa Integrationsleistungen besondere
Aufmerksamkeit zukommt. Gesundheitliche Beeintrachti-
gungen fuhrten nur in ,,extremen Sondersituationen* zur
Berlicksichtigung. Schleswig-Holst. hat ,,Verfahrensgrund-
satze“ entwickelt, die auch einige Kriterien fir das Vorlie-
gen dringender humanitarer oder personlicher Griinde
enthalten (z.B. "Geschlecht”; "schwerste gesundheitliche
Problematiken, die im Herkunftsland nicht adaquat be-
handelt werden konnen”; "Kindeswohl"; "Trennung von
engen Verwandten"). Die sachsische HFKVO spricht von
"Stand der sprachlichen, wirtschaftlichen, kulturellen und
sozialen Integration” als Indikator. Durchgangig spielt der
gesicherte Lebensunterhalt eine sehr groBe Rolle, welcher
bei Fehlen oft zur Versagung fiihrt, oder aber zur Erteilung
einer AE unter Auflage, den Lebensunterhalt nach einer
gewissen Zeit nachweisen zu konnen.

EINGABEN AUS DER SOG. "ILLEGALITAT" HERAUS

Die Moglichkeit, aus der sogenannten "lllegalitat” heraus
Eingaben an eine HFK machen zu konnen, ist sehr abhangig
von den jeweils formulierten Ausschlussgriinden.

Die HFKVO Saarland macht per Ausschlussgrund, nicht im
Besitz einer giiltigen Duldung zu sein, eine Eingabe aus der
Illegalitat heraus unmoglich.

Die HFK Hamburg teilt unmissverstandlich mit, dass "so-
bald ein ausreisepflichtiger auslandischer Staatsangehori-
ger - ob mit oder ohne Duldung - eine Eingabe einreicht,
diese in Hamburg eine quasi aufschiebende Wirkung hat.
Konne der Eingabe nicht abgeholfen werden, entfallt diese
Wirkung. Dann kame eine Aufenthaltsbeendigung in Be-
tracht.” Die Verfahrensgrundsatze der HFK Schleswig-
Holst. besagen, dass Auslanderinnen, die sich in der Ver-
gangenheit nicht nur kurzfristig unrechtmaBig in der BRD
aufhielten, nicht generell von der Priifung ausgeschlossen
sind; ahnliches regelt die HFKLVO von Mecklenburg-
Vorpommern (hier Regelausschlussgrund).

Sehr problematisch diirften die Eingaben sein, wenn die
HFKVO die Tatsache, zur Fahndung oder Aufenthaltser-
mittlung ausgeschrieben zu sein, als Ausschlussgrund bein-
haltet, da viele dieser Personen nach "Untertauchen" die-
sen Tatbestand erfiillen diirften (zwingende Nichtbefas-
sung: Baden-Wirttemberg; Brandenburg; Mecklenburg-
Vorpommern, Thiringen) Ebenfalls nicht moglich ist eine
Eingabe aus der "lllegalitat” heraus, wenn als zwingender
Ausschlussgrund "unbekannter Aufenthaltsort” genannt ist
(Baden-Wirttemberg, Mecklenburg-Vorpommern, Nieder-
sachsen, NRW).

Sofern es sich um Regelausschluss handelt, ware eine
Befassung zwar grundsatzlich moglich, jedoch ware mit
Abschiebungshaft zu rechnen (so lautend z.B. die Mittei-
lung der HFK Sachsen-Anhalt - das Merkblatt des IM Sach-
sen-Anhalt zur HFK bezeichnet jedoch die Ausschreibung
zur Fahndung wegen Untertauchens als zwingenden Aus-
schlussgrund).

Im Ubrigen ware auch der Ausschlussgrund "mangelnde
Mitwirkungspflichten” zu beachten. Sachsen z.B. erklart,
dass "eine Eingabe aus der "lllegalitat” heraus moglich sei,
jedoch dann die Identitat etc. offen gelegt werden miis-
se.”

Inwieweit bei Offenbarung des Aufenthalts in der BRD die
ABH eine Duldung erteilt und so bspw. die Fahndung auf-
hebt, liegt wohl in deren Ermessen. Der Leitfaden des
Fllchtlingsrats Brandenburg deutet diese Chance an.




@ DIE HFK DER BUNDESLANDER - GESETZE; VERORDNUNGEN (VO): GESCHAFTSORDNUNGEN (GO); FUNDSTELLEN -3-

01

. Baden-Wiirttemberg

HFKomVO vom 28.06.2005 (GBL Bad-W Nr.10, S. 455)
http://www.im.baden-wuerttemberg.de/de/Haertefallkommission_des_Landes_Baden-Wuerttemberg/100659.html

HFKomVO vom 08.08.2006 (GVBI. Bayern Nr.15, S. 436)

02. Bayern
y Land Bayern = http://www.stmi.bayern.de/buerger/auslaender/leben/detail/ 16593/
) HFKV vom 03.01.2005 (GVBI. Berlin Nr.2, S. 11 f.)

03. Berlin http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/gesetzgebung/HaertefallVO_Berlin_261004.pdf
http://www.berlin.de/lb/intmig/presse/archiv/20070524.1000.78405.html
HFKV vom 17.01.2005 (GVbl. BBurg Il, S.46); geandert 20.09.06; geandert 23.09.09

04. Brandenburg Land Brandenburg = http://www.mi.brandenburg.de/sixcms/detail.php/bb1.c.156848.de
FRat BrBg =» http://www.fluechtlingsrat-brandenburg.de/wp-content/uploads/2009/10/leitfaden-hfk-internet.pdf

05. Bremen HFKV vom 12.12.2005 (GBL Bremen Nr.56; S.605), geandert 13.12.07; -- GO vom 10.05.2006
Land Bremen = www.inneres.bremen.de =» uber Suchbegriff-Eingabe
HFK-Gesetz vom 04.05.2005 (HmbGVBI. 2005, S.190); geandert 25.05.09

06. Hamburg http://www.landesrecht.hamburg.de/jportal/portal/page/bshaprod.psml/js_peid/FastSearch/media-
type/html?form=bsIntFastSearch&st=lr&sm=fs&desc=all&query=h%C3%A4rtefallkommission&neuesuche=Suchen

07. Hessen HFK-Gesetz vom 22.02.2005; geandert 30.09.08; geandert 14.12.2009 (GVBL. I S. 642) -- GO vom 21.08.08 / 29.01.2010
http://www.hmdi.hessen.de/irj/HMdI_Internet?cid=1f03cfad157b7fb084e106c44c405589
HFKLVO M-V vom 25.02.2005 (GVOBI. M-V S.84) -- GO vom 22.03.05

08. Mecklenburg-Vorpommern  http://www.regierung-
mv.de/cms2/Regierungsportal_prod/Regierungsportal/de/im/Themen/Asyl_und_Fluechtlinge/Haertefallkommission/index.jsp

) NHarteKVO vom 06.08.2006 (Nds. GVBI. Nr.21, S.426); geandert 10.09.08; geandert 09.12.09

09. Niedersachsen http://www.mi.niedersachsen.de/live/live.php?navigation_id=14974&article_id=63033&_psmand=33
http://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2009/02/arbeitshilfe-far-eingaben-an-nds-hartefallkommission-marz-2009.pdf

10. Nordrhein-Westfalen HFKVO vom 14.12.2004

Flichtlingsrat NRW =» http://www.fluechtlingsrat-nrw.de/2078/index.html --- Land NRW = www.mik.nrw.de/aus/25.htm

11.

Rheinland-Pfalz

HFKVO vom 18.03.2005 (GVBI. Rhl-Pf. Nr.6, S.92) -- GO vom 14.06.05
Initiativausschuss fur Migrationspolitik =» www.ini-migration.de/www/aktuell/haertefall_k

HKV vom 14.12.2004 (AmtsBl. 23.12.04, S.2659) -- GO 18.03.05

12. Saarland

Land Saarland = www.haertefallkommission.saarland.de
13. Sachsen SachsHFKVO vom 11.07.2005; geandert 11.12.09; geandert 06.07.2010 -- GO vom 15.09.05

Sachs AusLB =» http://www.fremdenfreundlichkeit-sachsen.de/haertefall/haertefall-m.html = auch Uber Suchbegriff-Eingabe
14. Sachsen-Anhalt HFK-VO vom 09.03.2005; geandert 21.04.09

Land Sachsen-Anhalt = http://www.sachsen-anhalt.de/LPSA/index.php?id=4825

15.

Schleswig-Holstein

HFK-VO vom 11.01.2005 (GVOBI. Schl.-H. S. 9) -- Verfahrensgrundsatze vom 09.10.07
F-Rat SH = http://www.frsh.de/behoe/hfk.html --- Land Schleswig-Holstein = http://www.schleswig-
holstein.de/MJGI/DE/Zuwanderungintegration/Haertefallkommission/Allgemeines/Allgemein_node.html

16.

Thiiringen

HFK-VO vom 05.01.2005 (GVBI. 2005, Nr.1, S.1) - GO 18.02.05
F-Rat Thiringen = http://www.fluechtlingsrat-thr.de/index.php/themen-thueringen/hfk
Land Thiringen = http://www.thueringen.de/imperia/md/content/tim/rechtsgrundlagen/thuerhaertefallkomvo.pdf
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©) 1.BADEN-WURTTEMBERG 2. BAYERN
01. | - Vertreter des Innenministeriums als Vorsitzender (1) - Vertreter des Staatsministeriums (1)
- Integrationsbeauftrager der Landesregierung (1) = vorbehaltlich § 9 HFKomV NICHT stimmberechtigt
- Landkreistag (1) - kommunale Spitzenverbande (4 - je 1x Gemeinde-, Stadte-, Landkreistag +
SStadeetag (1) STAAT: 4 Verband bayr. Bezirke) STAAT: 4
- zwei "Personlichkeiten des Landes” im Einvernehmen mit Integrationsbeauftragten ) Ev?hngle.llslgh-&gthﬁrls?he Landeskirche (1)
derzeit: Gerlinde Hammerle (RP'in a.D.) + Wilfried Ensinger (Ensinger GmbH) (2) - katholsche fircne (1) .
: : - Liga der Wohlfahrtsverbande
- Liga der freien Wohlfahrtspflege (1) 3 - ie 1x Caritas: - Diakonie + B Rotes K NGO: 5
- evangelische Landeskirche; katholische Kirche (je 1 = 2) NGO: 5 (3-Je x Laritas; - Diakonie + bayr. Rotes regz) ’
- an den Sitzungen konnen Mitarbeiter der GS teilnehmen
02. | durch die entsendenden Institutionen - "Personlichkeiten des Landes” durch Innenministerium | auf Vorschlag der jeweiligen Organisationen - Berufung durch Innenminister
03. | VO ohne Angabe VO ohne Angabe
04. |84 (1) - Eingaben an die HFK in schriftlicher Form bei der GS; auch durch Auslander o. dessen |8 3 HFKomV: durch Vorschlag des Eingabeausschusses, Beschluss der HFK oder
Vertreter ! Antrag von 5 Mitgliedern der HFK
§ 4 (2) HFKVO "zwingend" (Nr.1-9) + § 6 HFKVO "Regelausschlussgriinde” (Nr.10-12) § 3 Abs.2 HFKomV: - s.o.: Vorrang des Petitionsverfahrens !!
05. 1. Eingabe nicht zwecks Erteilung/Verlangerung einer AE; -- 2. nicht vollziehbar ausreise- ? 2 If-lfFKo.mr:{d- Regﬁéaus.scglgssghrlu:}der:] lten: insb. b te Tausch d
pflichtig -- 3. behordliches / gerichtliches Verfahren zwecks Feststellung Ausreisepflicht - OTfensicht’. rechismissbrauch’. vernatten, nsb. bewusste 1auschung oder
. " . . ) A Irrefiihrung der Behorden zur erheblichen Hinauszogerung der Aufenthaltsbeen-
o. Erteilung der AE lauft -- 4. nicht in BRD aufhaltend; o. Aufenthalt ist nicht bekannt -- di 2. Nichterfiill der Passpflich b Mitwirk E
5. keine ABH des Landes zustindig -- 6. keine wesentliche Anderung der Sach- o. Rechts- 1gung -- 2. Nichterfuilung der Passpflicht trotz zumutbarer Mitwirkung an Er-
l. 7 in aleicher Sache Petiti .f h hinei 8 § 50 (7) Auf : hG halt eines Nationalpasses; -- 3. Straffalligkeit, soweit bereits vorbestraft -- 4.
age -- /. In gleicher sache etitionsvertahren anhangig -- . gem. (7) AufenthG zur Anhaltspunkte, dass eine Gefahr fiir die innere Sicherheit ausgehen konnte -- 5.
Aufenthaltsermittlung o. Festnahme'ausgeschrleben -- 9. Ausweisung 8§ 53, 54 Nr.5, 5a, fehlende konkrete Aussicht, den Lebensunterhalt zu sichern (d.h. kein ausrei-
75 855 Abs.2 Nr.8 AufenthG / Abschiebungsanordnung gem § 58a AufenthG -- 10. Sachver- | chendes Arbeitseinkommen + Bezug von Sozialhilfe innerhalb der letzten 2 Jah-
halt ware durch BAMF zu prifen -- 11. bisheriger Lebensunterhalt mit 6ffentlichen Mitteln | re) -- 6. bereits friihere Befassung der HFK -- 7. ausschlieBliche Begriindung
bestritten, obwohl arbeitsfahig; -- 12. zu erwarten, dass zukunftig auf 6ffentliche Mittel | durch Umstande, die der Priifung des BAMF unterliegen
angewiesen sein wird -> baldiger Wegfall Ausschlussgrund und besondere Harte sind zu beriicksichtigen
06. | GS beim Innenministerium - Vorbereitungsgremium GS beim Innenministerium - Vorbereitungsgremium
07. |85 HFKVO: JA, grundsatzlich fur die Dauer der Befassung; es sei denn: Strafhaft o. MaBnahmen | § 4 HFKomV: NEIN - Auslander kann Aussetzung aufenthaltsbeendender MaBnahmen
des unmittelbaren Zwangs zur Aufenthaltsbeendigung begonnen NICHT verlangen - bei erkennbar positivem Ausgang Anregung durch GS
08. | § 7 HFKVO - mindestens 2/3 aller HFK-Mitglieder 8§ 7 (3) HFKomV - mindestens 2/3 aller HFK-Mitglieder
09. |81 (2) HFKVO - begriindet keine eigenen Rechte HFKomV ohne Angabe
10. | durch die fur Inneres zustandige Landesbehorde (IM) durch die fur Inneres zustandige Landesbehorde (IM)
11. - ausfuhrliche Tatigkeitsberichte ab 09/2006 (erstmalige Einrichtung) bis

- ausfiuhrliche Tatigkeitsberichte ab 19.09.2005 bis 31.12.2009 online erhaltlich; TB enthalten
anonymisierte Fallbeispiele und detaillierte Zahlen

- TB 2009 unter:
http://www.im.baden-wuerttemberg.de/fm7/1227/T¥%E4tigkeitsbericht%202009.pdf

- Weitere ausfuhrliche Informationen (insb. Reader Caritas/Diakonie Baden) unter:
Ev. Landeskirche Baden = http://www.ekiba.de/5469_5917.php

- Befristung zum 31.12.2009 wurde aufgehoben mit Anderung zum 18.08.09

- HFK begrut ausdricklich Verlangerung der Bleiberechtsregelung und hatte sich eine ab-
schlieBende Regelung zugunsten geduldeter Personen gewiinscht (TB 2009; S.11, "Ausblick”)

31.12.2009 online erhaltlich

- TB 2009 unter:
http://www.stmi.bayern.de/imperia/md/content/stmi/buergerundstaat/ausla
enderrecht/tb_2009.pdf

- keine Information zur Aufhebung der Befristung




3.BERLIN

4 . BRANDENBURG

01. - Innenministerium (1)
- Beauftragte fir Integration / Migration d. Senats (1) - Sozialministerium (1)
- Senatsvertreterin fir Frauenpolitik (1) STAAT:2 - Stédte- und Gemeindebund (1)
- Landkreistag Brandenburg (1) STAAT: 4
- Romisch-katholische Kirche (1) - Integrationsbeauftragte Land Brandenburg (OHNE Stimmrecht)
- Evangelische Kirche (1) - Leiterin der Geschaftsstelle (Vorsitzende der HFK, OHNE stimmrecht)
- Liga der Wohlfahrtsverbande - Diakonie (1) - katholische Kirche (1)
- Flichtlingsrat Berlin (1) - evangelische Kirche (1)
- Migrationsrat Berlin (1) NGO: 5 - Liga der freien Wohlfahrtsverbande - Diakonie (1)
- Flichtlingsrat Brandenburg (1) NGO: 4
- § 2 (4) > Sachverstandiger kann hinzugezogen werden
02. | durch die entsendenden Institutionen grdstzl. IM - Sozialministerium kann Flichtlingsorganisation zur Benennung auffordern
03. |82 (4) HFKVO - sollen Uber Kenntnisse des Aufenthalts- und Asylrechts o. Erfah- § 2 (2) HFKVO - sollen Uber Kenntnisse des Aufenthalts- und Asylrechts o. Erfahrungen in
rungen in Migrations- und Fluchtlingsberatung verfiugen Migrations- und Flichtlingsberatung verfiigen
04. |8 3 (1) HFKVO - nur auf Antrag eines der Mitglieder der HFK § 4 (1) HFKVO - nur auf Antrag eines der Mitglieder der HFK
- GS holt Stellungnahme + fachrechtliches Votum der AB ein
05. |§ 3 Abs.2 HFKVO "zwingend": §5 (Nr.1-8); 3 5 Abs.2 (Nr.9) HFKVO "zwingend”, mit Ausnahme Nr.4 + 9
1. nicht in der BRD aufhaltend 1. nicht in der BRD aufhaltend / oder keine ABH zustandig; -- 2. entgegen Einreise-
2. Berliner ABH nicht zustandig /Aufenthaltsverbots in der BRD aufhaltend -- 3.a) AE kann noch anderweitig erreicht werden; -
3. AE gem. § 25 Abs.4 0. Abs.5 AufenthG kann beantragt werden - 3.b) ...sofern lediglich Griinde vorgebracht werden, die beim BAMF abschlieBend als ziel-
4. keine Anderung der Sach-/Rechtslage staatsbezogene Griinde gepriift worden sind oder werden -- 4.a) entscheidungserhebliche (!)
5. Ausweisung gem. §§ 53, 54 Abs.5, 5a, 6 AufenthG falsche / unvollstandige Angaben im auslander-/asylrechtl. Verfahren // 4.b) Tauschung tber
6. Versagungsgrund nach § 5 Abs.4 S.1 AufenthG Staatsangehorigkeit o. Identitat // 4.c) mangelnde Mitwirkung
7. ...sofern lediglich Griinde vorgebracht werden, die beim BAMF abschlieRend als - Pkt. 4 kann durch 2/3-Mehrheit der HFK wg "besonderer Umstande” nicht angewandt werden
héél.('unftsstaatsbezogene Griinde gepriift worden ’sind 5. zur Fahndung ausgeschrieben -- 6. Straftaten erheblichen Gewichts bzw. Abschiebungsan-
ordnung § 58a AufenthG -- 7. Ausweisung §§ 53, 54 / Versagung § 5(4) AufenthG -- 8. keine
wesentliche Anderung Sach-/Rechtslage -- 9."In der Regel”, wenn Riickfiihrungstermin bereits
feststeht
06. | GS bei der Senatsverwaltung fur Inneres GS beim Innenministerium = Vorbereitungsgremium
07. |84 (3) HFKVO - JA, grundsatzlich fur die Dauer der Befassung; § 4 (4) HFKVO - JA, grundsatzlich fur die Dauer der Befassung;
NEIN fur Ausschlussgrinde § 3 (2) Nr. 5 + 6 HFKVO NEIN wenn Riickfuihrungs-Termin bereits feststeht
08. |85 (3) HFKVO - mindestens 2/3 der anwesenden HFK-Mitglieder § 6 (4) HFKVO - mindestens 2/3 der anwesenden HFK-Mitglieder
09. |86 (2)S.3 HFKVO - begriindet keine eigenen Rechte § 2 HFKVO - begriindet keine eigenen Rechte
10. | durch die Senatsverwaltung des Innern durch die fur Inneres zustandige Landesbehorde (IM)
11. | - Statistiken vom 01.01.2005 bis 31.12.2009; - keine Tatigkeitsberichte online - ausfuhrliche Tatigkeitsberichte mit detaillierten Zahlen ab 17.02.2005 bis 31.12.2009

erhaltlich

- Pressemitteilung Berliner Innensenatsverwaltung v. 19.02.2010 mit Beispielen
positiver bzw. negativer Entscheidungen; zu finden unter:
(http://www.berlin.de/lb/intmig/presse/archiv/20100219.1000.156289.html)

- Befristung zum 31.12.2009 wurde aufgehoben mit Anderung zum 07.04.09

online erhaltlich

- TB 2009 unter:
http://www.mi.brandenburg.de/sixcms/media.php/4055/HFK%20T%C3%A4tigkeitsbericht%2020
09.pdf

- (TB 2009) besondere Integrationsleistungen beeinflussen Eingaben positiv

- Befristung zum 31.12.2009 wurde aufgehoben mit Anderung zum 23.09.09



http://www.mi.brandenburg.de/sixcms/media.php/4055/HFK%20T%C3%A4tigkeitsbericht%202009.pdf
http://www.mi.brandenburg.de/sixcms/media.php/4055/HFK%20T%C3%A4tigkeitsbericht%202009.pdf

5. BREMEN 6. HAMBURG
01. |- Vertreter des Innensenators = Vorsitzender (1) HFK-Mitglieder = 4 Abgeordnete der Fraktionen !!
- Vertreter des Senators flir Arbeit + Soziales (1) § 1 Hamburgisches Gesetz uiber die HFK:
- Vertreter des Magistrats der Stadt Bremerhaven (1) STAAT: 3 - jede im Eingabeausschuss der Birgerschaft vertretene Fraktion benennt aus ihrer
- Evangelische Kirche Bremen (1) Mitte fir die HFK ein ordentliches Mitglied und zwei stellvertretende Mitglieder. Die
- Katholische Kirche Bremen (1) Benannten werden durch die Burgerschaft gewahlt und durch den Senat berufen
- Liga der Freien Wohlfahrtsverbande (1) BEWERTUNG:
- Verein Zuflucht Okumenische Auslanderarbeit (1; ab 12/07) NGO: 4 negativ: "HFK" = Eingabeausschuss / - ohne externe Fachkompetenz bzw. gesellschaft-
RN T T T T licher Beteiligung -- PA als Teil der Legislative Empfehlung abweichend v. Gesetz --
§ 4 (4) VO: Im Einzelfall Hinzuziehung von "Sachverstandigen” - diese haben nur bera- | - wenige Mitglieder -- HFK-Antrag nur bei vorheriger Eingabe -- Einstimmigkeit !!
tende Stimme wahrend der Sitzung / kein Abstimmungsrecht
02. |durch die entsendenden Institutionen Wahl durch die Birgerschaft / Berufung durch den Senat
03. | keine Vorgaben - auf Vorschlag mindestens eines Mitgliedes
04. |§ 4 VO - ausschlieBlich im Weg der Selbstbefassung durch Vorlage eines Mitglieds der | _ Vorschlag nur zu léSS]g’ wenn in derselben Sache bereits ein Ein-
HFK -- § 1 (4) GO - Auslind der bevollmachtiate Dritte. die sie sich direkt an di gabeverfahren eingeleitet wurde
o (4) 2L - Ausiandern oder bevolimachtigte Uritte, die sie sich direkt an die (Begriindung zu § 2 !!) - es sei denn, der Vorschlag kommt v. Innensenat selbst
GS wenden, wird eine Mitgliederliste ausgehandigt
05. [ §5 VO - zwingende Ausschlussgrinde § 2 HFKG - zwingende Ausschlussgriinde
1. nicht in der BRD aufhaltend / 1. nicht in der BRD aufhaltend
2. ABH des Landes nicht zustandig 2. Hamburger ABH nicht zustandig
3. AE kann in anderem aufenthaltsrechtlichen Verfahren erlangt werden und Rechts- | 3. nicht vollziehbar ausreisepflichtig
weg ist noch nicht ausgeschopft 4. AE kann anderweitig erreicht werden
4. ausschlieBlich Grinde, die im Rahmen eines Asylverfahrens gewirdigt werden
5. Keine Anderung der Sach- und Rechtslage § 5 HFKG "in der Regel”
6. Ausweisung nach §§ 53, 54, 55 Abs.2 Nr.1 o. 8 AufenthG oder Abschiebeanordnung 5. Straftat von erheblichem Gewicht
nach § 58a AufenthG (hier insbesondere Ausweisungsgriinde gem. §§ 53, 54 AufenthG)
-- Priifung erfolgt durch Vorsitzenden (Erlass 19.08.2010)
06. | GS beim Senator fiir Inneres (Vorpriifungsgremium; s. Pkt.05) = Geschaftsstelle des Eingabeausschusses (?)
07. |Erlass 19.08.10: - Zurickstellung aufenthaltsbeendender MaBnahmen; es sei denn, mit | VO ohne Angabe - es gilt de facto die sogenannte "Petitionsduldung®; d.h. Aussetzung
MaBnahmen des unmittelbaren Zwangs zur Beendigung des Aufenthalts wurde bereits | der Abschiebung fiir alle an die Kommission liberwiesenen Falle
begonnen. Vorbereitende MaBnahmen zahlen nicht dazu.
08. |86 Abs.3 VO bzw. § 4 Abs.5 GO - 2/3-Mehrheit der anwesenden Mitglieder § 4 (1) HFKG - Beschlussfahig nur bei Anwesenheit aller Mitglieder -
§ 5 (1) HFKG - Zustimmung aller Mitglieder (einstimmig !)
09. | VO ohne Angabe Begriindung zu § 5 HFKG: Entscheidung ist "nicht justiziabel”
10. |86 (6) VO - der Innensenator durch die Senatsverwaltung des Innern
11. | - Tatigkeitsberichte ab 07.04.2006 bis 31.12.2009 online erhaltlich - Statistiken vom 01.01.2006 bis 31.12.2009

- TB 2009 unter:
http://www.inneres.bremen.de/sixcms/media.php/13/T%E4tigkeitsbericht%202009%20_2_
.pdf

- (TB 2009) HFK geht von Ansteigen der Eingaben aus, wenn die Altfallregelung nicht
mehr greift

- Mit Art.1 Abs.15 des 3. Gesetzes zur Bereinigung des bremischen Rechts wurde die
Befristung zum 31.12.2009 aufgehoben und verlangert bis 31.12.2014

- keine eigenen Tatigkeitsberichte; Zahlen werden veroffentlicht in den jeweiligen
Jahresbilanzen des Einwohner-Zentralamtes Hamburg

- Befristung zum 31.12.2009 wurde aufgehoben mit Anderung zum 25.05.09



http://www.inneres.bremen.de/sixcms/media.php/13/T%E4tigkeitsbericht%202009%20_2_.pdf
http://www.inneres.bremen.de/sixcms/media.php/13/T%E4tigkeitsbericht%202009%20_2_.pdf

7. HESSEN 8. MECKLENBURG-VORPOMMERN

01. |- Innen- (2) / Sozial- (1) + Integrationsministerium (1) (insg. 4) - Vertreter der kreisfreien Stadte (1)

- drei kommunale Spitzenverbande (je 1 = 3) - Vertreter der Landkreise (1)

- Zentrale Auslanderbehorde (1) STAAT: 8 - Sozialministerium (1)

- 2x CDU-; 1x SPD-; 1x B90/Griine-; 1x FDP-Abgeordnete  ABGeO:5 |- Leiter der Geschaftsstelle [als Vertreter des Innenministeriums] (1) STAMAT: 4

- Evangelische und katholische Kirche (je 1 = 2) - Evangelische Kirche (1)

- Liga der Freien Wohlfahrtsverbande (2); AG Auslanderbeirate Hessen (1) - Katholische Kirche (1)

- Amnesty International (1); Hessischer Flichtlingsrat (1) - Fliichtlingsorganisationen des Landes (1)

- Beratungseinrichtungen: Frauenbiiro (1) + Opfer v. Menschenhandel (1) - Liga der Freien Wohlfahrtsverbande (1) NGO: 4

- Landesarztekammer (1) | NGO: 10 | §2 (2) VO - paritatische Besetzung mit Frauen und Mannern ("'soll” - derzeit nicht realisiert)
02. [§2 (1) HFKG: durch IM auf Vorschlag der entsendenden Institutionen auf Vorschlag der entsendenden Institutionen, Berufung durch Innenministerium
03. | Keine Angaben - § 7 (3) HFKG: Recht der HFK auf Anhorung externer Personen § 2 (3) VO - Sachverstandiger mit psychiatrischer Qualifikation kann hinzugezogen werden
04. |84 (1) HFKG - ausschlieBlich im Weg der Selbstbefassung § 4 (1) VO - nur von einem Mitglied der HFK

§ 4 (2) VO: jedoch Moglichkeit fur Auslander, sich direkt an die GS der HFK zu wenden

05. |84 (1) HFKG + 81 (2) Nr.1 +2 GO §5V0 - 1.-5. zwingend !

1. nur bei Zustandigkeit einer hessischen ABH 1. nicht in der BRD aufhaltend / ABH des Landes sind nicht zustandig

2. nur bei vollziehbar ausreisepflichtigen Personen » 2. Aufenthaltsort unbekannt; zur Fahndung ausgeschrieben

§ 6a (1) HFKG: zwingender Vorrang eines abgeschlossenen Petitionsverfahrens . .

- . o i . | 3. AE kann in anderem aufenthaltsrechtlichen Verfahren erlangt werden

§ 6a (2) HFKG: in der Regel bei vorsatzlichen Straftaten in den letzten 3 Jahren und Verurtei- NP . L . . .

lung zu Jugend-/Freiheitsstrafe oder Geldstrafe 180 TS 4, Ru.ckfuhrungﬁte‘rmln bei langer bestehender Ausreisepflicht steht bereits fest

§ 8a - Ausschluss der Anordnung, wenn § 6a (2) HFKG effiillt ist; oder Lebensunterhalt nicht | - k€ine nachtragliche wesentliche Anderung der Sach- und Rechtslage

eigenstandig gesichert werden kann, es sei denn, leistungserbringende Behdrde stimmt zu oder § 7 (2) VO 6.-11.: "in der Regel":

verpflichtungserklarung fiegt vor. 6. Aufenthaltsverbot oder illegaler Aufenthalt ;

§ 1 (2) Nr. 3-13 GO: 3. Ziel in anderem auslanderrechtl. Verfahren erreichbar; 4. paralleles | ° g ’

behordl. o. gerichtl. Verfahren zwecks Aufenthaltsstatus; 5. Paralleles Petitionsverfahren in 7. Versag‘ungsgrund naf:h §5 (4) AufenthG

gleicher Sache; 6. Erteilung Aufenthaltstitel wird nicht angestrebt; 7. Sachverhalt ausschlief3lich 8. Ausweisung / Abschiebeandrohung § 58a AufenthG;

durch BAMF zu priifen; 8. Versagung Aufenthaltstitel gem. § 5 (4) AufenthG; 9. Vollzug der | 9. lediglich durch BAMF zu prifende Griinde;

Abschiebung bereits begonnen; 10./11. Kein Einverstandnis oder keine Vollmacht des Auslan- | 10, Straftaten von erheblichem Gewicht; §853,54 AufenthG

ders; 12. Keinerlei Gesichtspunkte hinsichtl. dringender humanitarer/personlicher Griinde ; 13. : S - ; =

Keine nachtréagliche Anderung des Sach-/Rechtslage bei bereits vorheriger Befassung der HFK 11. wiederholter oder groblicher Verstol gegen Mitwirkungspflicht, Tauschung etc.
06. | §3HFKG/§4 GO: GS beim IM/ ebenso VorpriifungsA (1x GS, 2x NGO-Mitglieder der HFK) | GS beim Innenministerium (zugleich Vorpriifungsgremium)

- kein einheitliches Votum des VorP = Vorlage an die HFK
07. | §6 HFKG - GS ersucht, soweit erforderlich, ABH bis abschlieBendem Votum von aufenthalts- | § 3 (2) VO - keine aufenthaltsbeendenden MaBnahmen fiir die Dauer des Hartefallverfahrens

beendenden MaRnahmen abzusehen — Erlass des HMdI vom 14.11.2008 — Aussetzung wenn | § 2 (2) GO - sofern keine Ausschlussgriinde vorliegen, fordert die Geschéftsstelle die ABH unver-

nach Vorpriifung feststeht, dass Behandlung erfolgen wird ziiglich auf, fiir die Dauer des Verfahrens von aufenthaltsbeendenden Manahmen abzusehen
08. |§7 (1)HFKG/§7 (2) GO - 2/3-Mehrheit der gesetzlich bestimmten Mitglieder § 7 (1) VO - Zustimmung von mindestens fiinf Mitgliedern / § 7 (2) GO: qualifizierte Mehrheit
09. | § 9 HFKG: Beschliisse der HFK unterliegen keiner gerichtlichen Nachpriifung § 4 (5) VO: kein formlicher Rechtsbehelf
10. | 8§87 (4), 8 (2) HFKG: durch das Innenministerium; bei geplanter Ablehnung ist die § 8 VO - durch das Ministerium des Innern

HFK vorab zu informieren - § 9(2) GO- GS unterrichtet HFK bei geplanter Ablehnung;

- siehe Pkt.05 - § 8a HFGK Ausschluss der Anordnung !!
11. - Tatigkeitsberichte ab 01.01.2005 bis 31.12.2009 online erhaltlich

Statistik vom 21.04.2006 bis 18.12.2009 (TB fiir 2006; Zahlen 2008 enthalten in Ant-
wort der LandesReg; DrS.: 18/808) -- TB 2009 erhaltlich unter:

http://www.hmdi.hessen.de/irj/servlet/prt/portal/prtroot/slimp.CMReader/HMdI_15/HMdI_Internet/
med/782/7825f34d-cbd9-521f-012f-31e2389e4818,22222222-2222-2222-2222-222222222222

- keine Befristung im HFKG vom 14.12.2009

TB 2009 unter: http://www.regierung-
mv.de/cms2/Regierungsportal_prod/Regierungsportal/de/im/Themen/Asyl_und_Fluechtling
e/Haertefallkommission/index. jsp

- keine Information zur Aufhebung der Befristung




9. NIEDERSACHSEN

1T0.NORDRHEIN-WESTFALEN

01. |- Vorsitzendes Mitglied (Innenministerium; ohne Stimmrecht) - Leiterln der Geschaftsstelle = Vorsitzende/r (mit Stimmrecht - 1)
- Innenministerium (1) - Ministerium fur Arbeit, Integration und Soziales NRW (1)
- Vertreter des Landkreistages (1) - Auslanderbehorde (1) STAAT: 3
- VertreterdesStadtetages (1)  __________S™AT:3 _|-Romisch-katholische Kirche (1)
- Evangelische + Katholische Kirche (je 1 = 2) - Evangelische Kirche (1)
- Liga Freie Wohlfahrtsverbande - DRK (1) - Liga der Freien Wohlfahrtsverbande (1)
- *Unternehmerverbande (1) - Flichtlingsrat NRW (1)
- *Gewerkschaftsverbande (1) NGO: 5 - Pro Asyl (1)
Mitwirkung Fliichtlings-NGO nur in Stellvertreter-Funktion - § 7 (1): keine Anhérungen - Arzteschaft (1) NGO: 6
02. | auf Vorschlag der entsendenden Institutionen; *durch IM-Nds !! auf Vorschlag der entsendenden Institutionen, Berufung durch den Innenminister
03. |82 (4) NHarteKVO - auBer vorsitzendem Mitglied alle ehrenamtlich tatig § 2 (2) HFKVO - sollen Erfahrungen in Auslander- und Fliichtlingsarbeit haben
04. |54 (1) - im Wege einer schriftlichen Eingabe durch ein HFK-Mitglied oder des/der betroffenen | Befassung erfolgt in der HFK grundsatzlich auf schriftlichen Antrag an die GS, einzu-
Auslanders/In reichen auch durch betroffene Personen / ABH konnen der GS Einzelfalle vorlegen
§ 5 (1) vorsitzendes Mitglied entscheidet iiber Vorliegen der Voraussetzungen zur Befassung (Pkt.2 GO) / - 88 3 (2) / 4 (2) HFKVO: GS holt vorher Stellungnahme + fachrechtli-
ches Votum der AB ein
05. |55 (1) 1-8 NHarteKVO zwingend: 1. nicht in BRD aufhaltend, Aufenthalt unbekannt - 2. ABH |8 5 Abs.1 HFKVO (1.-7.: zwingend) § 5 Abs.2 HFKVO (8.-13. "soll")
des Landes nicht zustandig - 3. Person nicht vollziehbar ausreisepflichtig - 4. Termin fir 1. nicht in der BRD aufhaltend / 2. ABH NRW nicht zustandig / 3. nicht vollziehbar
Abschiebung steht bereits fest - 5. in 3 Jahren vor Eingabe Geldstrafe 90 Tagessatze oder ausreisepflichtig / 4. keinen ordnungsgemaBen Wohnsitz in NRW / 5. Abschiebungs-
Haftstrafe 3 Monate - 6. Petition anhangig - 7. Landtag oder HFK nach 01.01.05 abschliefend | anordnung nach § 58a AufenthG / 6. Versagungsgrund nach § 5 (4) AufenthG / 7.
entschieden und keine Anderung der Sach- oder Rechtslage - 8. ausschlieflich durch BAMF zu | Ausweisung gem. § 53 AufenthG /
prifende Griinde 8. Aufenthalt entgegen § 11 AufenthG
§6(1)1-4, (3) NHia'rFeKVO "in der Regel” 1. Ausweisung nach 8§ 53, 54, 55 (2).Nr:8 9. AE kann noch anderweitig erreicht werden
AufenthG oder A.bschlebea“nordnung nach § 58a AufenthG - 2. VerstoB gegen M1tW}rkurjgs- 10. zur Fahndung ausgeschrieben
pflichten - 3. Tauschung uber aufenthaltsrechtliche Umstande - 4. Bezug von Sozialleistun- 11. Straftaten von erheblichem Gewicht
gen - Abs.3: ausschlieBlich durch BAMF zu priifende Griinde 12. Ausweisung gem. § 54 AufenthG
§ 6 Abs.1 S.2 NHarteKVO: "Haftung Familienmitglieder” - Ausschluss bei einem Familienmit- : s e D
- s o o 13. Termin fir Ruckfihrung steht fest
glied nach § 5 (1) S.2 oder § 6 Nr.1-3 wirkt in der Regel gegen andere Familienmitglieder !!
06. | GS beim Innenministerium (KEIN Vorprufungsausschuss) GS beim Innenministerium (ebenso der von GS unabhangige Vorpriufungsausschuss)
07. |85 (2) NHarteKVO - Zuruckstellung aufenthaltsbeendender MaBnahmen bis zur Entschei- | VO ohne Angabe; Pkt.4 IM-Hinweise vom 20.01.2005: keine aufschiebende Wirkung
dung ("Empfehlung an ABH, von aufenthaltsbeendenden Manahmen abzusehen, im Re-
gelfall fur nicht mehr als 8 Wochen");
08. |87 (2,3) - 2/3-Mehrheit der anwesenden Mitglieder (beschlussfahig bei mind. 5 Mitglie-
dern) Auch nach VO-Anderung werden bei 2/3 Mehrheit der anwesenden Mitglieder wei- | 8§ 6(3) HFKVO - einfache Stimmenmehrheit anwesender HFK-Mitglieder
ter 6-Ja-Stimmen (faktische % Mehrheit) fir ein Hartefallersuchen benotigt
09. | VO ohne Angabe - Begriindung VO: "kein Verwaltungsakt” § 1 (2) HFKVO + Pkt.4 GO - begriindet keine eigenen Rechte, kein Rechtsbehelf
10. | VO ohne Angabe § 7 (1) HFKVO - Ubertragung auf die Auslanderbehorden !!
11. |- Tatigkeitsberichte ab 2007 bis 31.12.2009 online erhaltlich

- TB 2009 unter:
http://www.mi.niedersachsen.de/live/live.php?navigation_id=14974&article_id=63033&_psmand=33
- (TB 2009) Konsens der HFK bzgl. positiver Ersuchen bei Fallen, welche allein knapp an
den Stichtagen der Bleiberechtsregelung gescheitert waren
- Anstieg Eingaben in 2009 = Syrien, Kosovo (Riickiibernahmeabkommen Syrien, Beginn
Ruckfuhrungen in den Kosovo)

- Befristung zum 31.12.2009 wurde aufgehoben mit Anderung zum 09.12.09

- Statistiken ab 01.01.2005 bis 31.12.2009
- keine Tatigkeitsberichte online erhaltlich

- Befristung zum 31.12.2009 aufgehoben und bis 31.12.2014 verlangert (Hinweis: in NRW
ist das gesamte Landesrecht grundsatzlich auf 5 Jahre befristet)




11.RHEINLAND-PFALZ

12.SAARLAND

01. |- Staatssekretarin Innenministerium / - Beauftragte der Landesregierung fur Migration - v. Landtag bestelltes Mitglied als Vorsitzende/r (1)
und Integration (Ministerium fur Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familien und Frauen) - Landkreistag des Saarlandes (1)
(beide ohne Stimmrecht) - Stadte- und Gemeindetages des Saarlandes (1) STAAT: 3
- Vertreterln aus dem fiir Auslanderrecht zustandigen Referat des InnMin (1) |7 T T e
- Birgerbeauftragte des Landes Rheinland-Pfalz (1) - Liga der Freien Wohlfahrtsverbande (2)
- Stadtetag + Landkreistag Rheinland-Pfalz (2 STAAT: 4 |- Evangelische Kirche (1)
- Evangelische Kirche - Katholische Kirche (2)* - Katholische Kirche (1)
- Liga freier Wohlfahrtsverbande (1)* - AG der Auslanderbeirate (1) NGO: 5
- Al-Landesbeauftragter fur Asylfragen (1) NGO:4 |
* (§ 2 Abs.6 GO: Sitzungspauschale 25.-€ / Fahrkostenerstattung)
02. |auf Vorschlag der jeweiligen Organisationen - Berufung durch Innenminister auf Vorschlag der jeweiligen Organisationen - Berufung durch Innenminister
03. | § 2 (4) HFKVO - Kenntnisse des Aufenthalts- / Asylrechts oder Erfahrungen in Migrations- | keine Angaben
und Fluchtlingsberatung
04. | § 3 (1) HFKVO - nur von einem Mitglied der HFK -- § 4 Abs.1 GO: formlose Eingaben - nur auf Vorlage durch mindestens einem Mitglied der HFK
Dritter sind zu prifen - das betr. Mitglied ist hier frei in seiner Entscheidung - 82 Nr.2 GO der HFK: Betroffenen werden Grinde der Nichtbefassung mitgeteilt
05. |53 (2) +§ 4 HFKVO (1.-6. zwingend; 7.-11. "in der Regel") § 5 HFKVO "zwingend"
1. nicht in der BRD aufhaltend / 2. AB Rhl./Pf. nicht zustandig ] ] o
3. nicht vollziehbar ausreisepflichtig 1. ABH Saarland sind nicht zustandig
4. lediglich Griinde, die durch das BAMF zu priifen sind !! 2. nicht im Besitz einer gultigen Duldung gem. 60a AufenthG
5. Abschlfebungsanordnung nach § 58a AufenthG oder 3. ausschlieBlich zielstaatsbezogene Griinde
Ausweisung nach § 53 AufenthG .
6. keine Anderung von Sach- / Rechtslage 4. Ausweisung gem. 8§ 53, 54, 55 Abs. 2 Nr. 1, 8a oder 8b AufenthG
7. Straftaten von erheblichem Gewicht 5. keine Anderung der Sach- oder Rechtslage
8. Vorliegen von Ausreisehindernissen selbst verschuldet -
9. Einreise unmittelbar vor HFK-Antrag illegal, visumsfrei o. mit Besuchsvisum 6. Antrag nach § 25 Abs. 4 oder 5 AufenthG maglich
10. Aufenthaltsverbot gemafB § 11 AufenthG
11. Regelausweisung gem. § 54 AufenthG
06. | GS beim Innenministerium (81 Abs.2 GO: GS zugleich Vorprufungsgremium) GS beim Innenministerium ( § 2 GO: GS zugleich Vorprifungsgremium)
07. |83 (1) S.4 HFKVO - Antrag hat keine aufschiebende Wirkung keine Angaben in der VO - [t. Merkblatt der GS: Eingabe ist kein Rechtsbehelf, da-
ABER: Bitten des IM, keine Abschiebungen vorzunehmen, wird Folge geleistet ! her keine aufschiebende Wirkung, daher keine Aussetzung d. Abschiebung
08. |85 (1) HFKVO - 2/3-Mehrheit der anwesenden HFK-Mitglieder § 6 (2) HFKVO - durch %-Mehrheit / bei Bezug von Sozialhilfe muss Stadt- o. Land-
(schriftliches Beschlussverfahren: 2/3 aller Mitglieder !) kreistag zustimmen !!
09. |83 (1) S.4 HFKVO - Antrag kein formlicher Rechtsbehelf VO ohne Angabe - lt. Merkblatt GS: "nicht justiziabel”
10. |durch das Ministerium des Innern VO ohne Angabe
11. | - Statistiken ab 01.01.2006 bis 31.12.2009 - ausfuhrliche Tatigkeitsberichte mit Entscheidungskriterien bzw. Fallbeispielen ab

- keine Tatigkeitsberichte online erhaltlich

- keine Information zur Aufhebung der Befristung

2005 bis 31.12.2009
- TB 2009 unter: http://www.haertefallkommission.saarland.de/13676.htm

- keine Information zur Aufhebung der Befristung



http://www.haertefallkommission.saarland.de/13676.htm

13.SACHSEN

-10-

14. SACHSEN-ANHALT

01. |- Staatsministerium des Innern (1) Vorschlagsberechtigt fiir je 1 Mitglied und 1 Stellvertreterin sind:
- Staatsministerium fiir Soziales (1) - Landkreistag Sachsen-Anhalt (1)
- Sachsischer Stadte- und Gemeindetag e.V. (1) - Stadte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt (1)
- Sachsischer Landkreistag e.V. (1) STAAT: 4 - Ministerium fir Gesundheit und Soziales (1)
- Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens (1) - Ministerium des lonern(t) STAAT: 4
- Bistum Dresden-MeiBen (1) - LIGA der Freien Wohlfahrtspflege im Land Sachsen-Anhalt e. V. (1)
- Sachsischer Flichtlingsrat e.V. (1) - Fliichtlingsrat Sachsen-Anhalt (1)
- Liga der Freien Wohlfahrtspflege - vertreten durch Diakonie (1) NGO: 4 - Katholische Kirche Sachsen-Anhalt(1)
Auslanderbeauftragte fiir die Dauer seiner Amtszeit, sofern Einverstandnis gegeniiber IM | - Evangelischen Kirchen Sachsen-Anhalt (1) NGO: 4
02. | Auf Vorschlag o.g. Institutionen - Berufung durch den Innenminister auf Vorschlag der entsendenden Institutionen - Berufung durch den Innenminister
03. | Kenntnisse des Aufenthalts- und Asylrechts oder Erfahrungen in der Fliichtlingsberatung | es "sollen” Kenntnisse liber Aufenthalts- + Asylrecht; oder Erfahrungen in der Fliicht-
lingsberatung vorhanden sein
04. |- ausschlieBlich durch ein Mitglied der HFK - ausschlieBlich durch ein (stellvertretendes) Mitglied der HFK
05. |53 (1), (3) HFKVO - zwingend (1.-7.) / § 3 (2) HFKVO - “in der Regel" (8.-10.)
1. ABH Sachsen nicht zustandig -- 2. nur Griinde, die bereits in einem Gerichts- oder Petiti- § 6 HFKVO
ansverfahren ulqerpruft wurden -- 3 h_1n51chtl1ch Vollziehbarkeit der Aus.relse'[_)fhc.ht Verwal- 1. in den letzten 3 Jahren Verurteilung zu einer Jugend- oder Freiheitsstrafe (mind.
tungs- oder Gerichtsverfahren anhangig -- 4. erneuter Antrag obwohl keine giinstigere Ande- 6 Monate oder 180 Tagessitze)
rung der Sach- oder Rechtslage -- 5. lt. BZR in den letzten 5 Jahren vorsatzliche Straftaten . s .
[abschlieBend aufzéhlender 14-Punkte-Katalog, u.a. gegen Verfassung, Gefahrdung der De- 2. Ausweisung gem. 5§ 53, 54 AufenthG o. Versagung des Aufenthaltstitels gem. § 5
mokratie, schwerer Landfriedensbruch, Bildung krimineller o. terroristischer Vereinigung, (4) AufenthG
gegen sexuelle Selbstbestimmung, Mord, Menschenhandel etc.] -- 6. Ausweisungsgrund § 54 | 3. wiederholt oder groblich gegen Mitwirkungspflichten verstoBen hat o. verstoft /
Nr.5, 5a o. 6 AufenthG, bereits danach ausgewiesen o. Abschiebungsandrohung ergangen -- o. beharrlich iiber aufenthaltsrechtlich bedeutsame Umsténde getduscht hat
7. 83 (3) HFKVO - lediglich durch BAMF zu prifende Griinde (insb. bei Passbeschaffung lt. Merkblatt des IM)
8. lt. BZR in letzten 5 Jahren vorsatzliche Straftat mit Jugend- o. Freiheitsstrafe mind. 6 4 Fahnd hrieben (“z.B Untertauchens”: Lt. Merkblatt des IM
Monate o. Geldstrafe mind. 180 TS -- 9. anhangiges Petitionsverfahren -- 10. in absehbarer - zur Fahndung ausgeschrieben ("z.B. wegen Untertauchens®; [t. Merkblatt des IM)
Zeit nicht in der Lage, Lebensunterhalt zu sichern [es sei denn, Einverstandniserklarung der
offentlichen Trager oder Verpflichtungserklarung liegt vor]
-- §4 Abs.1 S.3 HFKVO - Einverstandniserklarung des Auslanders muss vorliegen
06. | VO ohne Angabe; lt. § 5 GO der HFK: GS beim Innenministerium; Weisungsunabhangige Geschaftsstelle Im Innenministerium. Sie bereitet die Sitzun-
§ 4 Abs.2 S. 1 HFKVO: Vorprifung durch HFK-Vorsitzenden gen der Kommission vor. Eine Vorprufung der Antrage erfolgt nicht.
07. | VO ohne Angabe; (t. § 6 (4) GO der HFK: das IM bittet die ABH, die Abschiebung bis Be- Das Innenministerium ordnet die Aussetzung der Abschiebung dann an, wenn keine
endigung des Verfahrens auszusetzen Ausschlussgrinde nach § 6 HFK-VO vorliegen
§ 7 Nr.4 HFKVO: Beendigung auch nach 3 Monaten HFK-Verfahren ohne Entscheidung; es sei
denn Vorliegen wichtiger Griinde und 2/3-Mehrheits-Entscheidung, dann 2 Mon. Verlangerung
08. |54 Abs.4 HFKVO: 2/3 - Mehrheit der stimmberechtigten HFK-Mitglieder (auch der nicht |8 5 Abs.2 HFKVO: 2/3 - Mehrheit der stimmberechtigten HFK-Mitglieder (auch der
anwesenden !! = faktische %-Mehrheit) - beschlussfahig > 50% nicht anwesenden !! = faktische %-Mehrheit)
09. | VO ohne Angabe VO ohne Angabe - Begriindung zu § 4: "nicht justiziabel”
10. |82, 8§ 4 Abs.6 HFKVO: durch das Innenministerium (mit schriftlicher Begriindung an HFK) | VO ohne Angabe
11. | - Statistiken ab 2005 bis 31.12.2009 - Tatigkeitsberichte ab 2005 bis 31.12.2009

- keine Tatigkeitsberichte online erhaltlich

- Befristung zum 31.12.2009 wurde aufgehoben mit Anderung zum 11.12.09

- TB 2009 unter: http://www.sachsen-anhalt.de/LPSA/index.php?id=16010

- Befristung zum 31.12.2009 wurde aufgehoben mit Anderung zum 21.04.09



http://www.sachsen-anhalt.de/LPSA/index.php?id=16010

15. SCHLESWIG-HOLSTEIN 16. THURINGEN
01. | - Vorsitz Mitglied des Ministeriums Justiz, Gleichstellung und Integration - Staatssekretar fur Auslanderrecht zustandige Ministerium (Vorsitz ohne Stimm-
(einer der zwei HFK-benannten Mitglieder) recht)
- Arbeitsgemeinschaft kommunaler Landesverbande (2) - Vorsitzender des Petitionsausschusses (1)
- Ministerium Justiz, Gleichstellung und Integration (2) STAAT: 4 - Vertreter des Gemeinde- und Stadtebundes (1)
- Katholisches Erzbistum Hamburg (1) - Vertreter des Landkreistages (1)
- Nordelbische Evangelisch Lutherische Kirche. (1) - Auslanderbeauftragter des MfSFG (1) STAAT: 4
- Liga der Freien Wohlfahrtsverbande - Deutsches Rotes Kreuz (1) - Katholische Kirche (1)
- Liga der Freien Wohlfahrtsverbande - Arbeiterwohlfahrt (1) - Evangelische Kirche (1)
- Turkische Gemeinde Schleswig-Holstein / Amnesty International - Liga der Freien Wohlfahrtsverbande (1)
(1 - alternierende Stellvertretung) - Landesarztekammer (1) [langjahriges ai-Einzelmitglied] NGO: 4
- Flichtlingsrat Schleswig-Holstein (1) NGO: 6
02. | auf Vorschlag der entsendenden Institutionen, Berufung durch das Innenministerium auf Vorschlag der entsendenden Institutionen, Berufung durch fiir Auslanderrecht

zustandigem Ministerium

03. | Mitarbeit von Personen mit Migrationshintergrund angestrebt VO ohne Angabe
04. | - sowohl durch Anrufung von Auslanderinnen als auch durch bevollmachtigte Dritte !! - nur durch mind. einem Mitglied der HFK
05. |8 13 HFKVO "zwingend" -- 1. ABH Schleswig -Holstein nicht zustandig -- 2. wenn Zielin |§ 5 Abs.1 HFKVO "zwingend"

anderem aufenthaltsrechtlichen oder Asylverfahren erreicht werden kann oder konnte
(insb. bei ausschlieBlich Angabe von zielstaatsbezogenen Griinden)

§ 16 (3) HFKVO "in der Regel" 3. Straftat von erheblichem Gewicht gem. §§ 53, 54
AufenthG

Pkt.3 der GO "in der Regel": 4. Aufenthalt ohne Aufenthaltstitel; 5. Tatbestand §§ 53,
54, 58a AufenthG erfillt; 6. nicht nur kurzfristiger (> 3 Mon.) unrechtmaRiger Aufent-
halt; 7. Anrufung der HFK "offensichtlich missbrauchlich”; 8. Verfahren, Ausreise "offen-
sichtlich missbrauchlich” verzogert

1. nicht in der BRD aufhaltend

2. ABH Thiringen sind nicht zustandig

3. nicht vollziehbar ausreisepflichtig

4. ausschlieBlich zielstaatsbezogene Griinde (!!)

5. Ausweisung gem. §§ 53, 54, 55 Abs.2 Nr.1 o. 8 AufenthG
6. zur Fahndung ausgeschrieben

7. keine Anderung der Sach- und Rechtslage

06. | GS beim IM (eigenstandiger Vorprifungsausschuss - 2 von HFK gewahlte Personen) GS beim fur Auslanderrecht zustandigen Ministerium (= Vorprifungsausschuss)
07. | VO ohne Angabe / GS kann ABH informieren und bittet im Regelfall um Aussetzung der VO ohne Angabe - offenbar keine Aussetzung vorgesehen !!
Abschiebung / ABH ist nicht an Weisung diesbeziiglich gebunden
08. |§ 15 Abs.1 HFKVO mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder § 6 Abs.3 HFKVO: 2/3 - Mehrheit der stimmberechtigten HFK-Mitglieder (auch der
nicht anwesenden !! = faktische 3%-Mehrheit)
09. | Anrufung selbst ist kein Rechtsbehelf VO ohne Angabe
10. | durch Innenminister durch fur Auslanderrecht zustandigen Minister
11. | - Tatigkeitsberichte ab 01.01.2005 bis 31.12.2009 - Statistiken 2005 bis 31.12.2009;

- alle TB unter: http://www.frsh.de/behoe/hfk.html;
- TB 2009 unter: http://www.schleswig-
holstein.de/cae/serviet/contentblob/923558/publicationFile/taetigkeitsberichtHaertefallkommission2009. pdf

- Verfahrensgrundsatze enthalten Schilderung von Kriterien, welche zu einem positiven Ersu-
chen fiihren konnen

- ab 01.01.2010: Zustandigkeit verlagert in Justiz-, Integrationsministerium (Mitglieder aus
fachspezifischen Abteilungen wie z.B. "Gleichstellung v. Frauen u. Mannern, Migrationsange-
legenheiten, Asylrecht; Abbau hauslicher Gewalt;

- keine Information zur Aufhebung der Befristung

- keine Tatigkeitsberichte online erhaltlich
- Statistiken zum Teil online erhaltlich unter
http://www.thiringen.de/de/tim/aktuell/presse/30357/uindex.html

- keine Information zur Aufhebung der Befristung
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http://www.frsh.de/behoe/hfk.html
http://www.thüringen.de/de/tim/aktuell/presse/30357/uindex.html

@ TATIGKEITSBERICHTE (TB) DER EINZELNEN HFK - UBERBLICK STATISTIKEN BIS 31.12.2009
Abk. "kA" = keine Angaben / (Personenzahl) bei kumulierten Werten
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1.BADEN-WURTTEMBERG

Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert: 62,70 %;

IM erlautert HFK Nichtstattgabe

2. BAYERN
Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert: 37,45 %

Nichtstattgaben durch IM: hochste Ablehnungsquote des IM (36,91 % aller Ersuchen);
Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert: keine Angabe

- Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert: 77,46 %; Innenminister erlautert der

HFK eine Nichtstattgabe

4.BRANDENBURG

Falle (Personen) 05/06 [ 2007 | 2008 | 2009 | kumuliert ||| Falle (Personen) | 05/06 200771 200’; - 2001932 30';“'"”"‘*" =
Eingange 1269  116[ 113 97| _1.595 (5.480) | [E2anse In (684)
Beratungen 721 131 75 73] 1.000 (3.450) | Beratungen 2007 21 36 56 113 (268)
Ersuchen 288 51 33 43 415 (1.314) | Ersuchen ent- 19 32 511 102 (253)
nicht abschlieBend entschie- 0 1 0 3 4 (kA)| | [Stattgaben - 100% (!) halten 19 32 51| 102 (253)
Stattgaben 263 44 30 40 377 (1.188) | Nichtstattgaben 0 0 0 0 (0)
Nichtstattgaben 25 6 3 0 34  (119)

3.BERLIN

___Falle (Personen) 05/06 | 2007 | 2008 | 2009 kumuliert Falle (Personen) | 05/06 | 2007 | 2008 | 2009 kumuliert
Eingdnge KA kA kA kA kA__ (KA) | Fingange 73 23 28 18 142 (342)
Beratungen 833 221 210 245 1.509 (3.656) Beratungen 55 17 20 18 110 (kA)
anderweitige Erledigung 200 44 44 30 318 (688) | labschlieBend beraten 47, 17| 17| 7 88  (kA)
Ersuchen 564 154 140 196 1.054(2.705) | Ersuchen 38 11 15 6 70 (183)
Stattgaben 344 92 96 133 665 (1.786)| | Stattgaben 32 11 15 6 64 (164)
Nichtstattgaben 220 62 44 63 389 (919) | Nichtstattgaben 4 1 0 0 5 (15)

5. BREMEN 6. HAMBURG
Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert: 72,73 % Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert: keine Angaben

Falle (Personen) 05/06 | 2007 2008 2009 kumuliert Fille (Personen) 05/06 | 2007 | 2008 2009 kumuliert
Eingange 10 8 0 4 22 (59) Eingange kAl kAl kAl KA kA (kA)
Beratu.ngen 5 6 1 4 16 (35) Beratungen 75 32 30 23 160 (405)
abschlieBend beraten 4 5 1 3 13 (3 1 ) Ersuchen 48 4 16 11 79 (202)
Ersuchen ) 4 5 1 3 13 (31) | Stattgaben - 100 % (1) 48 4 16 11 79 (202)
Stattgaben - 100% (!) 4 3 1 3 13 (31) | |Nichtstattgaben 0 0 0 0 0 (0)
Nichtstattgaben 0 0 0 0 0 (0

*)
4 7. HESSEN 8. MECKLENBURG-VORPOMMERN

ACHTUNG: Zahlen 2009 nur bis 18.12.09 - siehe Anmerkung auf S.14 ! Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert: 41,59%; Nichtstattgaben durch IM:
Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert: 54,87 % zweithochste Ablehnungsquote des IM (30,77 % aller Ersuchen)

Félle (Personen) 05/06 | 2007 | 2008 | 2009 kumuliert Falle (Personen) 05/06 | 2007 | 2008 | 2009 kumuliert
Eingange 129 85 36 89 339 (kA)| | [Eingédnge 77 6 15 15 113 (kA)
Beratungen 63 29 20 74 186 (kA)| | |Abschlief. Beratungen 17| 11 10 8 46 (kA)
Ersuchen 36 16 12 51 115 (kA)| | [Ersuchen 9 8 6 3 26 (77)
Stattgaben 32 15 11 37 95 (kA)| | [Stattgaben 7 4 5 2 18 (51)
Nichtstattgaben 4 1 1 1 7 (kA)| | INichtstattgaben 2 4 1 1 8 (26)




10.NORDRHEIN-WESTFALEN
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9.NIEDERSACHSEN = T/ , , .
Quote Anteil Beratungen zu Eingdngen (abzgl. anderweitiger Erledigung insg. 180 Falle) | Quote Anteil Beratungen zu Eingangen (abzgl. anderweitiger Erledigung ings. 428 Falle)
kumuliert: 51,64 % kumuliert: 90,57 %

Falle (Personen) 05/06 | 2007 | 2008 | 2009 | kumuliert Félle (Personen) 05/06 | 2007 | 2008 | 2009 | kumuliert
Einginge erst ab 117 42 143 302 (kA) | [Eingdnge 1.756 305 250 345 2.656 (kA)
Beratungen Aug.2006 12 19 32 63 (kA)| | PBeratungen 1.272 303 164 279 2.018 (kA)
Ersuchen 8 6 12 27 45 (kA) | [Ersuchen 240 46 67 106 459 (kA)
?\f)a:f:g:ilz;rt\ T 06/07 5 9 }g %g ?I:ﬁ; keine abschlieB. Entscheidung 115 -86 1 46 76 (kA)
Nichtstattgaben 1 3 0 4 (kA) St‘attgaben --ca. 96% (1) 109 132 66 60 367 (kA)

Nichtstattgaben 16 0 0 0 16 (kA)
11.RHEINLAND-PFALZ 12.SAARLAND
Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert: 95,65 % Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert: 62,44 %

Falle (Personen) 05/06 | 2007 2008 2009 kumuliert Falle (Personen) 05/06 | 2007 2008 2009 kumuliert
Eingange 116 24 10 11 161 (565) | [Eingadnge 173 17 13 18] 221 (727)
Beratungen 111 21 11 11 154 (548) | Beratungen 101 14 16 71 138 (449)
Ersuchen 39 6 3 6 54 (194) | [Ersuchen 71 13 12 3 99 (329)
Stattgaben - 100 % (!!) 39 6 3 6 54 (194)| | [Stattgaben 59 12 8 1 80 (263)
Nichtstattgaben 0 0 0 0 0 (0)| | [Inicht abschlieB. entschieden 0 0 2 1 3 (10)

Nichtstattgaben 11 1 2 1 15 (51)
13.SACHSEN 14. SACHSEN-ANHALT
Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert: keine Angaben Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert: 91,74 %

Falle (Personen) 05/06 | 2007 | 2008 2009 kumuliert Falle (Personen) 05/06 | 2007 2008 2009 kumuliert
Eingange 55 kA kA kA kA (kA)| | [Eingange 60 26 12 11 109 (387)
Beratungen 43 11 16 20 90 (256) | Beratungen 49 25 18 8 100 (kA)
Ersuchen 28 9 12 15 64 (194) | Ersuchen 17 6 8 4 35 (kA)
Stattgaben 21 9 9 7 46 (153) | Stattgaben - ca. 97 % (!!) 16 6 8 4 34 (142)
Nichtstattgaben 4 0 3 11 18 (41)| | |Nichtstattgaben 1 0 0 0 1 (kA)

15. SCHLESWIG-HOLSTEIN 16. THURINGEN
Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert: 56,58 % Quote Anteil Beratungen zu Eingangen kumuliert: 90,99 %

Falle (Personen) 05/06 | 2007 | 2008 | 2009 | kumuliert Félle (Personen) 05/06 | 2007 | 2008 | 2009 | kumuliert
Eingange 300 63 45 48] 456 (1.053)| | [Eingdnge 139 33 29 29 230 (806)
Beratungen 185 23 24 26| 258 (628) | Beratungen 11 32 23 26) 192 (675)
Ersuchen 95 10 7 9 121 (269) | [Ersuchen 71 19 12 18] 120  (kA)
Stattgaben 84 8 7 9 108 (236)| | [Stattgaben 56 17 10 17/ 100 (352)
nicht abschlieBend entschieden 2 0 0 0 2 (8) Nichtstattgaben 14 2 2 1 19 (kA)
Nichtstattgaben 9 2 0 0 11 (25)
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® DIFFERENZIERTE GESAMTSTATISTIKEN 2005 - 20009
Ab Beginn der einzelnen HFK
2005 bzw. 2006 - 31.12.2009
Ersuchen / Beraten = Anzahl der Ersuchen im Verhaltnis zu beratenen Fallen
Stattgaben / Ersuchen = Anzahl der Stattgaben im Verhaltnis zu Ersuchen
1) Falle in % Bundeslander 2005/2006 2007 2008 2009 Kumuliert
Ersuchen  Stattgaben | Ersuchen  Stattgaben | Ersuchen  Stattgaben | Ersuchen  Stattgaben | Ersuchen  Stattgaben
Beraten Ersuchen Beraten Ersuchen Beraten Ersuchen Beraten Ersuchen Beraten Ersuchen
Baden-Wiirttemberg 39,94% 91,32% 38,93% 88,00% 44,00% 90,91% 58,90% 100,00% 41,50% 91,73%
Bayern 0,00% 0,00% 90,48% 100,00% 88,89% 100,00% 91,07% 100,00% 90,27% 100,00%
Berlin 89,10% 60,99% 87,01% 59,74% 84,34% 68,57% 91,16% 67,86% 88,50% 63,09%
Brandenburg 80,85% 84,21% 64,71% 100,00% 88,24% 100,00% 85,71% 100,00% 79,55% 91,43%
Bremen 100,00% 100,00% 100,00% 100,00% 100,00% 100,00% 100,00% 100,00% 100,00% 100,00%
Hamburg 64,00% 100,00% 12,50% 100,00% 53,33% 100,00% 47,83% 100,00% 49,38% 100,00%
Hessen *) 57,14% 88,89% 55,17% 93,75% 60,00% 91,67% 68,92% 97,37% 61,83% 93,14%
Mecklenburg-VorP 52,94% 77,78% 72,73% 50,00% 60,00% 83,33% 33,50% 66,67% 56,52% 69,23%
Niedersachsen 0,00% 0,00% 50,00% 83,33% 63,16% 75,00% 84,38% 100,00% 71,43% 87,88%
Nordrhein-Westfalen 18,87% 87,20% 15,18% 100,00% 40,85% 100,00% 37,99% 100,00% 22,75% 95,82%
Rheinland-Pfalz 35,14% 100,00% 28,57% 100,00% 27,27% 100,00% 75,00% 100,00% 35,76% 100,00%
Saarland 70,30% 83,10% 92,86% 92,31% 75,00% 80,00% 42,86% 50,00% 71,74% 83,33%
Sachsen 65,12% 75,00% 81,82% 100,00% 75,00% 75,00% 75,00% 46,67% 71,11% 71,88%
Sachsen-Anhalt 34,69% 94,12% 24,00% 100,00% 44.44% 100,00% 50,00% 100,00% 35,00% 97,14%
Schleswig-Holstein 51,35% 90,32% 43,48% 80,00% 29,17% 100,00% 34,62% 100,00% 46,90% 90,76%
Thiiringen 63,96% 78,87% 82,61% 89,47% 63,16% 83,33% 90,00% 94,44% 69,36% 83,33%
61,98% 88,67%

*) Per Gesetz zum 30.09.2008 wurde die bisherige Zusammensetzung der HFK Hessen (19 Landtagsabgeordnete) sowie das Verfahren geandert; in der Zeit bis Ende 2009
waren keine Abgeordnete mehr vertreten, jedoch insgesamt 10 Vertreter von NGO plus 7 staatlich/kommunale Vertreter. Zum 14.12. 2009 wurde u.a. die Zusammen-
setzung emeut geandert (u.a. Hinzunahme von 5 LT-Abgeordneten). Die vorliegenden Zahlen stellen die Arbeit der vorangegangenen HFK mit Stichtag 18.12.2009 dar.



2. Fallein %

2a. nach Anzahl der Ersuchen im Verhaltnis zu beratenen Fallen

2b. nach Anzahl der Stattgaben im Verhaltnis zu Ersuchen

2005 - 2009 2005 - 2009

Ersuchen Stattgaben Ersuchen Stattgaben

Beraten Ersuchen Beraten Ersuchen
Bremen 100,00% 100,00% Bayern 90,27% 100,00%
Bayern 90,27% 100,00% Bremen 100,00% 100,00%
Berlin 88,50% 63,09% Hamburg 49,38% 100,00%
Brandenburg 79,55% 91,43% Rheinland-Pfalz 35,76% 100,00%
Saarland 71,74% 83,33% Sachsen-Anhalt 35,00% 97,14%
Niedersachsen 71,43% 87,88% Nordrhein-Westfalen 22,75% 95,82%
Sachsen 71,11% 71,88% Hessen 61,83% 93,14%
Thiiringen 69,36% 83,33% Baden-Wiirttemberg 41,50% 91,73%
Hessen 61,83% 93,14% Brandenburg‘ 79,55% 91,43%
Meck-Pomm 56,52% 69,23% Schleswig-Holstein 46,90% 90,76%
Hamburg 49,38% 100,00% Niedersachsen 71,43% 87,88%
Schleswig-Holstein 46,90% 90,76% Saarland 71,74% 83,33%
Baden-Wiirttemberg 41,50% 91,73% Thiiringen 69,36% 83,33%
Rheinland-Pfalz 35,76% 100,00% Sachsen 71,11% 71,88%
Sachsen-Anhalt 35,00% 97,14% Meck-Pomm 56,52% 69,23%
Nordrhein-Westfalen 22,75% 95,82% Berlin 88,50% 63,09%
Bundesdurchschnitt 61,98% 88,67% Bundesdurchschnitt 61,98% 88,67%




3. GESAMTSTATISTIK - IN % FALLE GEGENUBER PERSONEN - (KA = KEINE VOLLSTANDIGEN ANGABEN UBER PERSONENZAHL)

m Vergleich Falle 2005-2009 Beraten
m Vergleich Falle 2005-2009 Ersuchen
Vergleich Falle 2005-2009 Stattgabe

""""" h‘.-l--lll_—-

——
< & Q Q & o > Q N 0 o . Q
& %é‘\f /\\’\&\(\ég ng??’ Q@épo QFQ'\&% c,@*’k\’bo ‘b’bé cp&& é& B 4 e’\e&@ N %&@0
Falle (Zahl) 2005 - 2009 Personen (Zahl) 2005 - 2009 Ersuchen/Beraten in % Stattgabe/Ersuchen in %
Beraten Ersuchen Stattgabe | Beraten Ersuchen Stattgabe| Falle Personen Falle Personen
Baden-Wirttemberg 1.000 415 377 3.450 1.314 1.188 41,50% 38,09% 91,73% 90,41%
Bayem 113 102 102 kA 253 253 90,27% 100,00% 100,00%
Berlin 1.191 1.054 665 2.968 2.705 1.786 88,50% 91,14% 63,09% 66,03%
Brandenburg 88 70 64 kA 183 164 79,55% 91,43% 89,62%
Bremen 13 13 13 31 31 31| 100,00% 100,00% 100,00% 100,00%
Hamburg 160 79 79 405 202 202 49,38% 49,88% 100,00% 100,00%
Hessen 186 115 95 kA kA KA 61,83% 93,14%
Mecklenburg-Vorpommem 47 26 18 kA 77 51 56,52% 69,23% 66,23%
Niedersachsen 63 45 29 kA kA KA 71,43% 87,88%
Nordrhein-Westfalen 2.018 459 367 kA kA kA 22,75% 95,82%
Rheinland-Pfalz 154 54 54 548 194 194 35,76% 35,40% 100,00% 100,00%
Saarland 138 9 80 449 329 263 71,74% 73,27% 83,33% 79,94%
Sachsen 9% 64 46 256 194 153 71,11% 75,78% 71,88% 78,87%
Sachsen-Anhalt 100 35 34 kA kA 142 35,00% 97,14%
Schleswig-Holstein 258 121 108 628 269 236 46,90% 42 ,83% 90,76% 87,73%
Thiiringen 192 120 100 675 kA 352 69,36% 83,33%
5.811 2.871 2.231 9.410 5.751 5.015
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® GESAMTZAHL VON AE (STATTGABEN) - NACH § 23a AufenthG VON 2005 - 2009

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
Person . . Quote Ein- Anteil
Falle pro Personen ';Tf(}gf Eer;lggerzl ';Tjt::};rf KZS (;[ Ogih KSt-Sch zu wohner  Hartefalle pro
Fall - BRed AnteilBL | 31.03.09*  1Mio. EW

Baden-Wiirttemberg 377 3,15 1.183 18,34% 973 19,52% 12,83 142,8% 10.744.383 110,57
Bayem 102 2,48 253 3,91% 222 4,45% 15,01 26,01% 12.494.781 20,25
Berlin 665 2,69 1.786 27,57% 1.463 29,35% 4,95 556,52% 3.429.525 520,77
Brandenburg 64 2,5 164 2,53% 72 1,44% 3,15 80,29% 2.517.726 65,14
Bremen 13 2,38 31 0,48% 26 0,52% 0,94 51,07% 661.166 46,89
Hamburg 79 2,56 202 3,12% 158 3,17% 2,51 124,42% 1.775.333 113,78
Hessen' 9 2,98 283 4,37% 190 3,81% 7,35 59,43% 6.060.841 46,71
Mecklenburg-VorP 18 2,83 51 0,7% 36 0,72% 2,11 37,30% 1.659.023 30,74
Niedersachsen' 29 2,98 86 1,33% 58 1,16% 9,34 14,29% 7.937.280 10,89
Nordrhein-Westfalen' 367 2,98 1.0%4 16,88% 922 18,50% 21,30 79,25% 17.904.653 61,09
Rheinland-Pfalz 54 3,59 194 2,9% 176 3,53% 4,80 62,33% 4.020917 48,25
Saarland 80 3,29 263 4,06% 195 3,91% 1,24 326,29% 1.027.700 255,91
Sachsen 46 3,33 153 2,36% 101 2,03% 5,26 44,90% 4.183.404 36,57
Sachsen-Anhalt 34 4,18 142 2,19 9% 1,93% 3,00 72,98% 2.373.485 59,83
Schleswig-Holstein 108 2,19 236 3,64% 144 2,8% 3,33 109,55% 2.830.839 83,37
Thiiringen 100 3,52 352 5,43% 152 3,05% 2,86 189,97% 2.261.236 155,67

2.231 2,98 6.478 100% 4.984 100% 100
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b (zu Spalte 3 + 4) Hessen, Niedersachsen + NRW weisen in ihren Statistiken keine Personenzahlen hinsichtlich Stattgaben aus. Die angenommene Personenzahl in diesen drei
Bundeslandem resultiert aus der durchschnittlichen Hochrechnung der brigen BL mit im Schnitt 2,98 Personen pro Fall. Nach dieser Hochrechnung hatten ca. 6.478 Perso-
nen insgesamt seit 2005 eine AE nach § 23a AufenthG erhalten, von denen Berlin, Baden-Wiurttemberg und NRW alleine nach wie vor fast 2/3 aufgenommen haben.

K (zu Spalte 5) Laut Antwort der Bundesregierung vom 05.02.2010 (DrS 17/642) auf eine kleine Anfrage der LINKEN sollen zum 31.12.2009 insgesamt 4.984 Personen eine AE
nach § 23a AufenthG besessen haben. Dies ware emeut ein erheblicher Unterschied zu den laut von den HFK herausgegebenen Zahlen. Da diese Synopse jedoch nur eine
Aufaddierung der erteilten AE darstellt, jedoch keine Veranderungen durch Wegzug, nachtragliches Aberkennen der AE oder Umwandlung in eine NE, mag diese Differenz
hierdurch erklarbar sein.

3 (zu Spalte 7 + 8) Konigssteiner Schlissel - Quelle: http://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Papers/koenigsteiner-schluessel-2009.pdf - Bei einem Vergleich der anteiligen Auf-
nahme von Hartefallen (Spalte 4) mit diesem Schliissel ergibt sich eine Uber- bzw. Unteraufnahme gemaR Tabelle 8. Hiernach haben Berlin (gefolgt von Saarland, Thiiringen
und Baden-Wiurttemberg/Hamburg) mit Abstand Uberproportional und Niedersachsen (gefolgt von Bayern, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen und Bremen) mit Abstand
unterproportional Hartefalle aufgenommen.

9 (zu Spalte 9 + 10) - Quelle: http://www.destatis.de/ jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/ Intemet/DE/Presse/pm/2009/11/PD09__417__12411,templateld=renderPrint.psml
Verglichen mit der Bevolkerungsdichte eines Bundeslandes, Stand 31.03.2009 - ist auch hier signifikant, dass Berlin (wieder gefolgt von Saarland, Thuringen, Baden-
Wiurttemberg/Hamburg) proportional die meisten, und auch Niedersachsen (sowie Bayern, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen) die wenigsten Hartefalle aufgenommen
haben. Wenn auch bei derartigen Vergleichen Verzerrungsfaktoren - wie z.B. eine etwaige groBzligigere Vergabe von Aufenthaltstiteln nach anderen Vorschriften (insb.
Bleiberechtsregelung) in verschiedenen Bundeslandern oder hohere Auslanderanteile in Ballungsgebieten - zu berticksichtigen sind, zeigen diese VergleichsgroBen doch eine
recht deutliche Tendenz hinsichtlich des Umgangs mit Hartefallen bzw. der Aufnahmebereitschaft von Hartefallen.



@ HAUPTHERKUNFTSLANDER UND IHRE VERTEILUNG AUF DIE ERSTEN MEISTBETROFFENEN BUNDESLANDER

Die Angaben der Zahlen hinsichtlich der Hauptherkunftslander - soweit vorhanden - basieren zumeist auf den Angaben hinsichtlich der
Fall-Eingaben; nicht auf Ersuchen oder Stattgaben. Die Zahlen konnen nicht vollstandig wiedergegeben werden aufgrund der lucken-
haften bzw. nicht deckungsgleichen Angaben in den Tatigkeitsberichten bzw. veroffentlichten Statistiken (die Lander Bayern [bis
2008] und Berlin veroffentlichen bspw. diesbeziiglich keinerlei Zahlen; einige andere Bundeslander nur fragmentarisch). Die nachste-

henden Angaben konnen jedoch, da alle verfugbaren Zahlen ausgewertet wurden, als einigermalen verlassliche Richtwerte dienen.

Summe plus Summe
| Personen | Fille |
Serbien, Montenegro, Kosovo 4.162 1.389
Turkei 1.024 380
Kongo 195 65
Iran 130 84
Vietnam 287 31
SriLanka 94 95
Bosn Herz 301 18
Syrien 201 43
Pakistan 215 0
Russland 94 38
Libanon 155 15
Afghanistan 109 24
Mazedonien 132 0
Armenien 91 4
Irak 96 1
Kroatien 67 0
Algerien 60 0
Georgien 29 8
Aserbaidschan 47 1
Athiopien 50 0
Togo 48 0
Kamerun 40 0
Jordanien 10 7
Albanien 21 3
Kolumbien 17 0
Rumanien 17 0
Marokko 7 0

Baden-Wiurttemberg, Nordrhein-Westfalen, Saarland
Baden-Wirttemberg, Nordrhein-Westfalen, Hessen, Schleswig-Holstein
Baden-Wirttemberg, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein
Baden-Wirttemberg, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein
Baden-Wiurttemberg, Brandenburg, Sachsen-Anhalt
Nordrhein-Westfalen, Baden-Wirttemberg, Hessen
Baden-Wirttemberg, Brandenburg, Sachsen-Anhalt
Baden-Wiurttemberg, Niedersachsen, Saarland
Baden-Wirttemberg, Schleswig-Holstein, Hessen
Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Baden-Wurttemberg
Baden-Wiurttemberg, Schleswig-Holstein, Niedersachsen
Schleswig-Holstein; Baden-Wirttemberg, Hamburg
Baden-Wiurttemberg, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein
Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz
Baden-Wiurttemberg, Schleswig-Holstein,
Baden-Wurttemberg, Saarland

Hessen, Saarland, Schleswig-Holstein

Hessen, Niedersachsen, Schleswig-Holstein
Schleswig-Holstein, Thuringen, Mecklenburg-Vorpommern
Baden-Wirttemberg, Sachsen-Anhalt, Thiringen
Schleswig-Holstein, Brandenburg

Baden-Wirttemberg, Brandenburg, Sachsen-Anhalt
Brandenburg, Sachsen

Rheinland-Pfalz; Bremen, Hessen

Brandenburg

Hessen, Schleswig-Holstein

Hessen
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